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Vorwort

Ulrich Manthe, der in diesem Jahr seinen 70. Geburtstag feiert und seit mehr als
30 Jahren an der Universitit Passau als Professor fiir Biirgerliches Recht und Romi-
sches Recht wirkt, wird mit dieser, von seinen Schiilern verfassten Festschrift geehrt.
Seine beiden groflen Interessensgebiete, das romische und das chinesische Recht,
spiegeln sich in den Beitrdgen der Festschrift wider. Ulrich Manthe hat nicht nur
eine Vielzahl von Veréffentlichungen zum romischen Recht vorzuweisen, genannt
seien nur seine allseits bekannten Studien zu den Institutionen des Gaius, sondern
auch zahlreiche Publikationen zum chinesischen Recht und zur chinesischen Spra-
che und Kultur. Immer wieder betreute er auch chinesische Forschungsarbeiten. So
erklirt es sich, dass auch Beitriige in chinesischer Sprache Aufnahme in die Fest-
schrift fanden.

Die Festschrift trigt den Titel , Itineraria iuris“, denn Wegbeschreibungen des
Rechts waren es, die Ulrich Manthe in seinen unvergessenen Vorlesungen bot. Hu-
morvoll und kurzweilig présentierte er selbst die trockensten und schwierigsten Ma-
terien, wie etwa die Differenztheorie im allgemeinen Leistungsstorungsrecht oder
die Aktiv- und Passivdelegation im romischen Recht. Dabei schirfte er bei seinen
Horern den Blick dafiir, dass es in der Jurisprudenz meist keine abschlieend giiltigen
Losungen gibt. Angesichts der Vielfalt der Meinungen und Deutungen, die das Recht
sowohl in der Vergangenheit als auch in der Gegenwart prigen, war Ulrich Manthe
immer offen fiir eine differenzierte Sicht der Dinge. Sichere rechtsgeschichtliche Er-
kenntnisse wurden dagegen gekennzeichnet mit dem lapidaren Satz: ,,Und das war
dann halt so.*

Gleichermallen Philologe und Jurist und mit dem Entdeckerdrang eines Marco
Polo steht Ulrich Manthe in der besten Tradition der humanistischen Juristen.
Seine Schiiler wiinschen ihm ungebrochene Schaffenskraft und alles erdenklich
Gute fiir viele weitere Jahre.

Unser Dank gilt dem Verlag Duncker & Humblot, insbesondere Frau Regine
Schidlich, fiir die hervorragende Betreuung der Festschrift.

Passau, im April 2017 Peter Groschler, Jan Dirk Harke,
Dietmar Schanbacher, Lutz-Christian Wolff
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Unentgeltliche Gesellschaftersicherheiten
unter Verrechnungspreisaspekten

Von Bettina Bokeloh™

Die Behandlung unentgeltlicher Gesellschaftersicherheiten unter Verrechnungs-
preisaspekten ist nach wie vor umstritten. Dabei konzentriert sich die Diskussion im
Wesentlichen auf grenziiberschreitende Sachverhalte und die Vorschrift des § 1
Abs. 11.V.m. Abs. 4 AStG. Der nachfolgende Beitrag untersucht, inwieweit nationa-
le und grenziiberschreitende Sachverhalte sich tatsdchlich unterscheiden. Hierfiir
wird zunichst die steuerliche Behandlung von Sicherheiten eines inlédndischen Ge-
sellschafters nach allgemeinen Grundsitzen dargestellt. Daran schlief3t sich die Un-
tersuchung der Anwendung des § 1 Abs. 1i.V.m. Abs. 4 AStG in der derzeit gelten-
den Fassung auf Sicherheiten eines inldndischen Gesellschafters an eine auslidndi-
sche Gesellschaft an, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf europarechtlichen Im-
plikationen liegt.

I. Behandlung von Gesellschaftersicherheiten
nach den Grundsiitzen der verdeckten Einlage

Die Frage nach den steuerlichen Konsequenzen einer unentgeltlichen Stellung
von Gesellschaftersicherheiten ist grundsitzlich auf Basis der Grundsitze zur ver-
deckten Einlage im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 3 KStG zu beantworten. Eine verdeckte
Einlage liegt dann vor, wenn ein Gesellschafter oder eine ihm nahe stehende Person
einer Korperschaft aulerhalb der gesellschaftsrechtlichen Einlagen einen einlagefi-
higen Vermogensvorteil zuwendet und diese Zuwendung durch das Gesellschaftsver-
hiltnis veranlasst ist.' Eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhiltnis ist dabei
auf Basis eines Fremdvergleichs festzustellen. Wenn und soweit die unentgeltliche
Gesellschaftersicherheit als verdeckte Einlage zu qualifizieren ist, ist sie nach § 8
Abs. 1 KStGi.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 EStG mit dem Teilwert anzusetzen,
so dass es auf Ebene der Sicherheit stellenden Muttergesellschaft zu einer Gewinn-
realisierung in Hohe der fremdiiblichen Vergiitung kommen konnte.

* Dr. iur., Rechtsanwiltin, Willkie Farr & Gallagher LLP, Frankfurt a.M.

's. R40 Abs. 1 KStR; vgl. F. Lang, in: E. Dotsch/A. Pung/R. Mohlenbrock (Hrsg.), Die
Korperschaftsteuer, § 8 Abs. 3 KStG Teil B Tz. 17.



10 Bettina Bokeloh

1. Fremdiiblichkeit der Stellung von Gesellschaftersicherheiten

Eine Vergiitung fiir die Stellung einer Gesellschaftersicherheit wird man unter
Fremdvergleichsgesichtspunkten grundsitzlich nur dann verlangen kénnen, wenn
die Stellung von Gesellschaftersicherheiten selbst fremdiiblich ist. Dies wird grund-
sdtzlich nur dann der Fall sein, wenn der Gesellschafter fiir einen unabhingigen
Schuldner vergleichbarer Bonitit zu denselben Bedingungen ebenfalls Sicherheit
stellen wiirde.

In dem in der Praxis hiufigsten Fall der Stellung von Gesellschaftersicherheiten,
in dem das Eigenkapital nicht ausreicht, die Betriebsmittel zu beschaffen, die zur Er-
fiillung des Geschiftszwecks erforderlich sind, wird man bei fehlenden iiber das Ge-
sellschaftsverhiltnis hinausgehenden geschiftlichen Beziehungen grundsitzlich
davon ausgehen miissen, dass die Stellung von Sicherheiten gesellschaftsrechtlich
veranlasst ist. Diese Auffassung wird gestiitzt durch die Rechtsprechung des BFH
zu Darlehen von Tridgerkorperschaften an Betriebe gewerblicher Art von Korper-
schaften des Offentlichen Rechts; der BFH behandelt Zinsen auf solche Darlehen
als verdeckte Gewinnausschiittung, wenn die Darlehen dazu dienen, eine unzurei-
chende Eigenkapitalausstattung des Betriebs gewerblicher Art sicherzustellen. Als
MabBstab soll dabei die Eigenkapitalquote vergleichbarer Unternehmen der Privat-
wirtschaft dienen.® Auf dieser Linie liegt auch das ,,Patronatsurteil des BFH* und
seine nachfolgende Rechtsprechung zu § 1 Abs. 4 AStG in seiner bis zum 31.12.
2002 geltenden Fassung;® der BFH hatte diesbeziiglich die Auffassung vertreten,
dass Stiitzungsmafinahmen einer unzureichend kapitalisierten Gesellschaft, durch
die die Gesellschaft in die Lage versetzt wird, ihren Geschiftszweck zu verfolgen,
als der Aufbringung des Eigenkapitals der Gesellschaft vergleichbar anzusehen
und daher als ausschlieSlich im Gesellschaftsverhéltnis veranlasst anzusehen sind.
Mafstab aller vorgenannten Entscheidungen ist dabei der Fremdvergleich, der
auch im Rahmen der Priifung von verdeckten Einlagen mafigeblich ist, so dass die
vom BFH entwickelten Grundsitze auch fiir verdeckte Einlagen Anwendung finden
sollten.

2. Fremdiiblichkeit der Unentgeltlichkeit von Gesellschaftersicherheiten

Wenn die Stellung der Sicherheit durch einen Gesellschafter als solche fremdiib-
lich ist, ist zu priifen, unter welchen Aspekten gleichwohl auf eine Vergiitung ver-

2 Vel. K. Tauser/A. Keller, Ertragsteuerliche Aspekte von Kreditsicherheiten bei Akquisi-
tions- und Konzernfinanzierungen, in: BB 2015, 2135, 2137.

3 5. BFH, Urteil vom 1.9.1982, I R 52/78, BeckRS 1982, 22006225; BFH, Urteil vom 9.7.
2003, TR 48/02, BeckRS 2003, 24000289.

*s. BFH, Urteil vom 29.11.2000, I R 85/99, ISR 2001, 312.

3. BFH, Urteil vom 27.8.2008, I R 28/07, BeckRS 2008, 25014186; BFH, Urteil vom
23.6.2010, IR 37/09, IStR 2010, 740; BFH, Beschluss vom 29.4.2009, I R 26/08, Beck-
RS 2009, 25015330.
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zichtet werden kann. Dabei kommen insbesondere die nachfolgenden Fille in Be-
tracht:

a) Eigenbetriebliche Interessen der Muttergesellschaft

Eine Vergiitung fiir die Stellung einer Sicherheit kann dann entbehrlich sein, wenn
der Gesellschafter ein eigenes betriebliches Interesse an der Bestellung der Sicher-
heit hat. Dies kommt z. B. in Betracht, wenn eine Sicherheit fiir ein Vertriebsunter-
nehmen gestellt wird, das neue Mirkte erschlieBt.® Auch hier wird man aber eine
Fremdiiblichkeit ausschlieSen, wenn eine Inanspruchnahme aus der Sicherheit iiber-
wiegend wahrscheinlich und Regressanspriiche’ wertlos sind.

b) Kontrolle iiber Risiken aus der Sicherheit

Eine Vergiitung wird von manchen Autoren in der Literatur jedenfalls fiir Mehr-
heitsgesellschafter grundsétzlich fiir fremduniiblich gehalten, weil diese aufgrund
ihrer Gesellschafterrechte einen beherrschenden Einfluss auf die Tochtergesell-
schaften ausiiben und hierdurch Risiken aus der Sicherheit minimieren kénnen.®
Dies wird vor allem mit der Rechtsprechung des BFH begriindet, wonach fiir
die Vergabe von Gesellschafterdarlehen unter Fremdvergleichsgesichtspunkten
keine Sicherheiten erforderlich sind, weil durch die Einflussmoglichkeiten bereits
eine Besicherung vorliegt.’ Ein VerstoB gegen den Fremdvergleich liege nicht vor,
weil letzterer nur das Wegdenken des Nahestehens verlange, nicht aber aller iibri-
gen Verhiltnisse."

M.E. ist diese Argumentation nicht zwingend. Man konnte auch argumentieren,
dass die Konzernzugehorigkeit nicht schon bei der Frage der Fremdiiblichkeit des
,,Ob® der Vergiitung, sondern erst bei der Ermittlung der Hohe der fremdiiblichen

®s. BFH, Urteil vom 15.10.1997, I R 80/96, juris STRE985007960; BMF, Schreiben vom
23.2.1983, IV C5 — S 1341-4/83, BeckVerw 027721, Tz. 4.4.2 Nr. 2; H. BaumhoffiX. Ditz/
M. Greinert, Klarung des Begriffs ,,Geschiftsbeziehung® i. S. des § 1 AStG durch das BMF-
Schreiben vom 12.1.2010, in: DStR 2010, 476, 479; vgl. auch BFH, Urteil vom 9.3.1983,1 R
182/78, BeckRS 1983 22006436.

7 Zivilrechtlich handelt es sich bei der Stellung einer Sicherheit entweder um einen (un-
entgeltlichen) Auftrag im Sinne des § 662 BGB oder um eine (entgeltliche) Geschiftsbesor-
gung im Sinne des § 675 BGB. In beiden Fillen hat der Sicherheitengeber im Fall einer
Inanspruchnahme einen Anspruch auf Aufwandsersatz nach § 670 BGB.

8S0 z.B. BaumhoffIDitz/Greinert, DStR 2010, 476, 479; X. Ditz/V. Tcherveniachki, Ab-
zugsfihigkeit von Teilwertabschreibungen auf eigenkapitalersetzende Darlehen — Eine Ana-
lyse des BFH-Urteils vom 14.1.2009 unter besonderer Beriicksichtigung des § 1 AStG, in:
IStR 2009, 709, 712.

?s. BFH, Urteil vom 21.12.1994, I R 65/94, BB 1995, 1174.

5. BFH, Urteil vom 29.10.1997, I R 24/97, DStR 1998, 522; vgl. Lang, in: Détsch/Pung/
Mohlenbrock (Hrsg.), Die Korperschaftsteuer (Fn. 1), § 8 Abs. 3 KStG Teil B Tz. 60.


http://www.duncker-humblot.de

	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Bettina Bokeloh: Unentgeltliche Gesellschaftersicherheiten unter Verrechnungspreisaspekten
	I. Behandlung von Gesellschaftersicherheiten nach den Grundsätzen der verdeckten Einlage
	1. Fremdüblichkeit der Stellung von Gesellschaftersicherheiten
	2. Fremdüblichkeit der Unentgeltlichkeit von Gesellschaftersicherheiten
	a) Eigenbetriebliche Interessen der Muttergesellschaft
	b) Kontrolle über Risiken aus der Sicherheit
	c) Ausschluss einer Vergütung als Folge der Anwendung des Korrespondenzprinzips im Zusammenhang mit § 8 b Abs. 3 Sätze 3ff. KStG?

	3. Nutzungseinlage
	4. Zwischenergebnis

	II. Besonderheiten bei der Stellung von Sicherheiten durch einen deutschen Gesellschafter für eine ausländische Tochtergesellschaft
	1. Begriff der Geschäftsbeziehung
	a) Wirtschaftlicher Vorgang
	b) Keine gesellschaftsvertragliche Vereinbarung
	aa) Auslegung des Begriffs „gesellschaftsvertragliche Vereinbarung“
	bb) Voraussetzungen für die Qualifikation von Gesellschaftersicherheiten als gesellschaftsvertraglich vereinbart


	2. Ausschluss einer Vergütung als Folge der Anwendung des Korrespondenzprinzips im Zusammenhang mit § 8 b Abs. 3 Sätze 3 ff. KStG?
	3. Anpassung der Einkünfte des Gesellschafters bei Fremdunüblichkeit der Vergütung
	4. Europarechtskonforme Auslegung von § 1 Abs. 1 AStG
	a) Grundsätze des EuGH zur Prüfung der Europarechtskonformität
	b) Schlussfolgerungen der deutschen Steuerliteratur aus dem EuGH-Urteil in der Rechtssache „SGI“
	c) Rechtsprechung der deutschen Finanzgerichte im Anschluss an das EuGH-Urteil in der Rechtssache „SGI“
	d) Eigene Auffassung


	III. Zusammenfassung

	Marius Bolten: That Fox: A Case Study on Civil Law in Kent's New York Supreme Court
	I. Introduction
	1. The State of Scholarship
	2. The Purpose of this Paper
	3. Terminology

	II. The Case Pierson v. Post
	1. The Facts
	2. The Legal Discussion

	III. The Civil Law Texts
	1. Institutiones Iustiniani
	2. Grotius
	3. Pufendorf, Barbeyrac, Bynkershoek, Locke, and a Certain Emperor
	4. Result of Analysis This Far

	IV. The Participants and the Diffusion of Civil Law in New York
	1. The Justices
	2. The Attorneys
	3. The Reporter
	4. Erudition in Classics, Languages, and Civil Law
	5. Civil Law References in Other New York Cases from 1804–1814

	V. The Use and Interpretation of the Civil Law in Pierson
	1. Attitude Towards the Civil Law
	2. Interpretation of the Civil Law

	VI. Conclusion
	Appendix 1: The Legal Discussion in Pierson v. Post
	Appendix 2: Pufendorf/Barbeyrac


	迟颖: 中国法上的表见代理制度
	I. 表见代理制度的历史沿革
	1. 《合同法》颁布之前的表见代理制度
	2. 《合同法》颁布之后的表见代理制度

	II. 中国民法中表见代理类型评述
	1. 授权型表见代理
	2. 权限逾越型表见代理
	3. 权限延续型表见代理

	III. 法律行为维度下的表见代理制度
	1. 法律行为与私法自治
	a) 作为民法基本原则的私法自治
	b) 法律行为——私法自治的工具

	2. 法律行为理论与表见代理
	a) 意思自治与信赖保护
	b) 表见代理之信赖保护

	3. 表见代理与缔约过失责任
	a) 缔约过失责任
	b) 表见代理的法律后果——缔约过失责任


	IV. 中国未来民法典代理权信赖保护制度之构建
	1. 容忍代理
	2. 意定代理权的外部授予
	3. 代理权无因性原则
	4. 意定代理权的有效期
	5. 缔约过失责任
	6. 无权代理人的法律责任

	V. 结论

	Anne Daentzer: Aufbau eines Compliance-Management-Systems in einer chinesischen Tochtergesellschaft
	I. Einleitung
	II. Rechtsgrundlagen
	1. Chinesische Rechtsgrundlagen
	2. Deutsche Rechtsgrundlagen
	3. Ausländische Rechtsgrundlagen

	III. Besondere Herausforderungen bei chinesischen Tochtergesellschaften
	IV. Errichtung eines Compliance-Programms
	1. Anordnung durch das oberste Management
	2. Bestellung eines Compliance-Verantwortlichen
	3. Code of Conduct und andere Regelwerke
	4. Schulungen
	5. Hinweisgeberverfahren (Whistleblower Hotlines)
	6. Geschenke-Richtlinie

	V. Besonderheiten im M&A Prozess
	1. Due-Diligence-Prozess
	2. Vertragsdokumentation
	3. Unternehmensintegration (Post Merger Integration ,PMI‘)

	VI. Zusammenfassung

	Ulrike Glück: Besonderheiten der Vertragsgestaltung bei Unternehmenskäufen in China
	I. Genehmigungsvorbehalte für Investitionen aus dem Ausland
	II. Investitionsvehikel
	III. Vertragliche Gestaltung bei Unternehmenskauf durch ausländische Unternehmen
	IV. Vertragliche Gestaltung bei Unternehmenskäufen durch Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung

	Peter Gröschler: Überlegungen zum Aufbau der Klagformel: demonstratio und intentio
	I. Einleitung
	II. Das kausale Verständnis der demonstratio
	III. Die Funktion der intentio
	IV. Zusammenfassung

	Jan Dirk Harke: Das Doppelte und die Hälfte
	I. Ökonomische Überlegungen
	1. Vorhersehbarkeit als Maßstab für den Haftungsumfang
	2. Der Schutz von Geschäftschancen und das Erfordernis eines Schwellenwerts

	II. Laesio enormis und duplum tantum
	1. Die Verkürzungsanfechtung und ihre Entwicklung
	2. Die Haftungsbeschränkung auf den doppelten Preis
	3. Ein innerer Zusammenhang

	III. Ergebnis

	Beatrix Joos: Der Leasingvertrag und das Wahlrecht des Leasinggebers bei Zahlungsverzug des Leasingnehmers im Vertragsrecht der Volksrepublik China
	I. Aufnahme des Leasingvertrags ins Recht der Volksrepublik China
	II. Überblick über den Leasingvertrag im chinesischen Zivilrecht
	1. Zustandekommen des Leasingvertrags und seine vertragliche Ausgestaltung
	a) Parteien des Leasingvertrags
	b) Wirksamkeit des Leasingvertrags
	aa) Schriftform
	bb) Genehmigungserfordernisse

	c) Inhalt des Leasingvertrags
	aa) Leasingobjekt
	bb) Leasingdauer
	cc) Leasingentgelt
	dd) Eigentum am Leasingobjekt


	2. Pflichten des Leasinggebers
	3. Pflichten des Leasingnehmers

	III. Ansprüche des Leasinggebers im Falle des Zahlungsverzugs des Leasingnehmers
	1. Der Anspruch des Leasinggebers auf Verzugszinsen und Vertragsstrafe
	2. Der Anspruch des Leasinggebers auf Zahlung des gesamten Leasingentgelts
	3. Das Recht des Leasinggebers zur Auflösung des Leasingvertrags und Rückforderung des Leasingobjekts
	4. Die Ausübung des Wahlrechts


	Antje Jungk: Ein Blick auf das Berufs- und Haftungsrecht der Rechtsanwälte in der Volksrepublik China
	I. Entwicklung der Anwaltschaft
	II. Anwaltliches Berufsrecht
	1. Gesetzliche Grundlagen und berufsrechtliche Stellung
	2. Selbstverwaltung der Anwaltschaft
	3. Berufsrechtliche Rechte und Pflichten
	a) Verschwiegenheit
	b) Verbot der Vertretung widerstreitender Interessen
	c) Umgang mit Fremdgeld


	III. Formen der Berufsausübung
	1. Gesellschaftsformen
	2. Interprofessionelle Zusammenarbeit

	IV. Berufshaftung
	1. Grundsätze der zivilrechtlichen Haftung
	2. Zivilrechtliche Haftung der Kanzlei und der einzelnen Rechtsanwälte
	3. Vertragliche Haftung
	a) Mandatsvertrag
	b) Anwaltliche Pflichtverletzungen
	c) Verschuldensmaßstab
	d) Schadenskausalität

	4. Rückzahlung der Anwaltsgebühren
	5. Deliktische Haftung?
	6. Dritthaftung
	7. Rückgriff der Kanzlei beim Anwalt

	V. Möglichkeiten der Haftungsbeschränkung
	VI. Berufshaftpflichtversicherung
	VII. Ausblick

	Friederike Rotsch und Matthias Paul: Abhilfemaßnahmen bei Unternehmenszusammenschlüssen in der Volksrepublik China
	I. Einführung
	II. Rechtsquellen
	III. Arten von Verpflichtungen
	1. Strukturauflagen
	2. Verhaltensauflagen
	3. Hybridauflagen
	4. Wahl der Verpflichtungsart

	IV. Verfahren
	V. Durchführung von Verpflichtungen
	VI. Durchführungsfristen
	VII. Überwachung von Verpflichtungen
	VIII. Änderung und Aufhebung von Verpflichtungen
	IX. Sanktionsmaßnahmen bei Verstößen
	X. Ergebnis

	Rüffert: Das Insolvenzanfechtungsrecht im Spannungsfeld öffentlicher und privater Interessen
	I. Rechtliche und tatsächliche Grundlagen
	II. Die geplanten Änderungen
	1. Forderungen von Wirtschaftsverbänden
	2. Referentenentwurf des BMJV
	3. Regierungsentwurf
	4. Bundesrats-Empfehlung

	III. Die Anfechtung im römischen Recht
	IV. Das Anfechtungsrecht in den USA und in China
	1. USA
	2. China

	V. Vergleich der §§ 129ff. InsO mit dem römischen Recht und den ausländischen Rechtsordnungen
	VI. Bewertung der Änderungsvorschläge
	1. Forderungen von Wirtschaftsverbänden
	2. Der Referentenentwurf des BMJV
	3. Der Regierungsentwurf
	4. Die Bundesrats-Empfehlung

	VII. Ergebnis

	Dietmar Schanbacher: Diokl./Max. C. 3.36.24 (a.294) – Überlegungen zu einer lex damnata
	Stephan Schuster-Oppenheim: „Warum gerade gegen meine Person?“ Die Ministerverantwortlichkeit im Königreich Bayern und ihre Bedeutung für die konstitutionelle Monarchie
	I. Einleitung
	II. Die historische Entwicklung der Ministerverantwortlichkeit im Königreich Bayern (1808–1850)
	1. Exkurs: Die neuartige Rechtsstellung des Herrschers im Königreich Bayern
	2. 1808–1818
	a) Die Verfassung vom 1. Mai 1808
	b) Exkurs: Monarchisches Prinzip vs. Volkssouveränität – Die Souveränitätsfrage am Ende der revolutionären Epoche
	c) Die Verfassungsberatungen 1814/15
	d) Die Verfassung für das Königreich Bayern vom 26. Mai 1818
	aa) Unverantwortlichkeit des Königs vs. Ministerverantwortlichkeit
	bb) Kritische Würdigung


	3. Entwicklungstendenzen 1818–1848/50
	a) Das Gesetz, betreffend die Ministerverantwortlichkeit vom 4. Juni 1848
	b) Das Gesetz über die Einrichtung des Staatsgerichtshofes und das Verfahren bei Anklage gegen die Minister vom 30. März 1850


	III. Die Bedeutung der Ministerverantwortlichkeit für die konstitutionelle Monarchie
	IV. Schluss

	Simon Werthwein: Gutgläubiger Erwerb abhandengekommenen Bargeldes nach chinesischem Sachenrecht: unmöglich, unnötig oder unsicher?
	I. Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen vom Berechtigten
	II. Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen vom Nichtberechtigten
	1. Regel: Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbs vom Nichtberechtigten
	2. Ausnahme: Abhandengekommene Sachen
	a) Anwendbarkeit der Vorschrift auf in jeglicher Weise abhandengekommene Sachen
	b) Ausschluss des gutgläubigen Erwerbs oder bloße Schwächung der Position des gutgläubigen Erwerbers

	3. Keine Gegenausnahme bezüglich abhandengekommenen Bargeldes

	III. Mögliche Gründe für die Abwesenheit einer Gegenausnahme
	1. Bedarf für eine Gegenausnahme wurde übersehen
	2. Politisches Interesse an der Zurückdrängung des Barzahlungsverkehrs
	3. Mangelnde praktische Relevanz der Barzahlung
	4. Mangelnde praktische Relevanz einer Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbs abhandengekommenen Bargeldes
	5. „Besitz bedeutet Eigentum“ (占有即所有)
	a) Der Meinungsstand in der chinesischen Literatur
	b) Parallele in der deutschen Rechtsgeschichte
	c) Stellungnahme


	IV. Zusammenfassung
	V. Ausblick

	Lutz-Christian Wolff: Hongkonger Rechtsgeschichte – warum und wofür denn?
	I. Einleitung
	II. Hongkong und Hongkonger Recht
	1. Hongkongs politischer Status
	2. Hongkongs Rechtssystem

	III. Die Debatte zur Bedeutung von Rechtsgeschichte
	1. Allgemeines
	2. Rechtsgeschichte als geschichtswissenschaftliche oder als rechtswissenschaftliche Disziplin?
	3. Argumente contra Rechtsgeschichte
	4. Argumente pro Rechtsgeschichte

	IV. Warum sollte Hongkonger Rechtsgeschichte wichtig sein?
	1. Allgemeines
	2. Folgt aus der Größe Hongkongs rechtsgeschichtliche Irrelevanz?
	3. Gibt es eine eigenständige Hongkonger Rechtsgeschichte?
	4. Hongkonger Rechtsgeschichte in Forschung und Lehre
	5. Die Praxisrelevanz rechtsgeschichtlicher Themen in Hongkong
	a) Allgemeines
	b) Die rechtshistorische Ausrichtung des Hongkonger Common Law
	c) Beispiel 1: Ein Land, Zwei Systeme in der Hongkonger Rechtspraxis
	d) Beispiel 2: Die Fortgeltung chinesischen Gewohnheitsrechts in Hongkong

	6. Die Praxisrelevanz Hongkonger Rechtsgeschichte außerhalb Hongkongs

	V. Schlussbemerkung

	Dirk Wüstenberg: Eine Mitfahrgelegenheit in Peking – Gelegenheitsverkehr-Apps im Recht
	I. Personenbeförderungsrecht in Deutschland
	1. Taxiverkehr
	a) Vertragsinhalt
	b) Vertragsschluss und Taxihalteplatz
	c) Beförderungspflicht

	2. Mietwagenverkehr
	a) Vertragsinhalt
	b) Vertragsschluss und Mietwagenhalteplatz
	c) Beförderungspflicht

	3. Mitfahrgelegenheiten

	II. Personenbeförderungsrecht in der VR China
	1. Taxiverkehr
	a) Vertragsinhalt
	b) Vertragsschluss und Taxihalteplatz
	c) Beförderungspflicht

	2. Mietwagenverkehr
	3. Mitfahrgelegenheiten

	III. Internet Apps in Deutschland
	1. Taxi-Apps
	2. Mietwagen-Apps
	3. Mitfahr-Apps

	IV. Internet Apps in der VR China
	1. Taxi-Apps
	a) Zielortregelung de lege lata?
	b) Trinkgeldregelung de lege lata?
	c) Vertragsschlussregelung de lege lata?

	2. Mietwagen-Apps
	3. Mitfahr-Apps

	V. Ergebnis und Ausblick




